
MEINUNG AKTUELL

Landesrat Sepp Oberkirchner bei 
der Eröffnung der Nationalpark- 
Ausstellung in Salzburg: „Ich 
kann mir einen Nationalpark 
nicht vorstellen, wenn Tirol 
ausscheidet. W ir wollen daraus 
ein nationales Anliegen machen.“

Ein Nationalpark ist kein 
Gehege, Garten oder 

Reservat, in dem Tiere, Pflanzen 
oder Eingeborene gegen Entgelt zur 
Schau gestellt werden. Er ist 
vielmehr ein von den Vereinten 
Nationen anerkanntes Schutzgebiet, 
in dessen Kemzonen die 
natürlichen Gegebenheiten als 
Vermächtnis für kommende 
Generationen nicht wesentlich 
verändert werden 
sollen.

Dr.  W i l f r i e d  H a s l a u c i  .
L a n d e s h a u p t m a n n  v o n  S a l z b u r g

,, W  egwerf ges ells chaf t ?‘ c

„Die Produktion langlebiger Güter hat die 
Reduktion von Energieverbrauch zur Fol­
ge.“ Dr. O tto  H art ig  (Industriellenvereini­
gung) in einem ORF-Interview zum Thema 
„Umweltschutz“ (18. 9. 1980)

N ord-Süd-Konflikt

Österreichs Botschafter bei der OECD in 
Paris, Dr. Peter Jankowitsch, unterstrich in 
Alpbach (Europäisches Forum 1980) die 
enorme Bedeutung von Wissenschaft und 
Technik beim Zustandekommen des Wirt­
schaftsreichtums in der Welt. Sie seien damit 
aber auch die „Urheber“ des Nord-Süd- 
Konfliktes.
(IBF-Spektrum Nr. 361, Sept. 1980)

Helmut Schmidt zieht Bilanz:

Mit noch höheren Ausgaben allein, so 
wünschenswert ein größerer finanzieller 
Spielraum auch hier wäre, ist es beim Um­
weltschutz keineswegs getan. Wir müssen 
vielmehr darauf achten, daß unsere Maßnah­
men immer besser ineinandergreifen. Wenn 
man nur ein einziges Problem löste, damit 
aber zugleich aus Unachtsamkeit andere Pro­
bleme aufrisse, so erzielt man keinen Nutzen. 
Der neu auftretende Schaden könnte sogar 
mehr kosten, als die Beseitigung des alten 
Schadens gekostet hat. Punktuelles Herum­
kurieren mit unabsehbaren Folgekosten kön­
nen wir uns nicht leisten.

Wir wissen heute, wie kompliziert die 
ökologischen Zusammenhänge sind. Bei je­
dem Eingriff, auch und gerade wenn er dem 
Schutz oder der Verbesserung der Umwelt 
dienen soll, muß durchgehend und vorbeu­
gend die Komplexität der Situation bedacht 
werden. Vor allem kommt es darauf an, 
Ökologie und Ökonomie richtig aufeinander 
zuzuordnen. Es sagt sich leicht, daß die Öko­
nomie im Rahmen der ökologischen Gesetze 
bleiben müsse und die natürlichen Wirkungs­
zusammenhänge nicht zerreißen dürfe. Doch 
ein naives „Zurück zur Natur!“ kann nicht 
zur Maxime unseres hochentwickelten Indu­
striestaates werden, wenn wir unsere innen­
politische Stabilität bewahren wollen. Des­
halb muß sich beim heutigen Entwicklungs­
stand die Ökologie auch an ökonomischen 
Bedingungen ausrichten, damit nicht Wohl­
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stand und Wettbewerbsfähigkeit, soziale Si­
cherheit und soziale Gerechtigkeit gefährdet 
werden. Eine verantwortlich handelnde Re­
gierung hat zwischen ökonomischen und 
ökologischen Interessen stets sorgfältig abzu­
wägen, und die Abwägung kann nicht immer 
zugunsten der Ökologie ausgehen. Ein o b ­
j ek t iv  b e s t im m ba re s  G le i ch g ew i ch t  g ib t  es 
h i e r  nicht. Es m u ß  po l i t i s ch  austarier t  
w e r d en .

Ich habe die Umweltschutzproblematik 
ausführlicher behandelt, weil sich an ihr 
deutlich zeigt, daß eindimensionales und mo­
nokausales Denken zur Lösung komplexer 
politischer Fragen nichts beizutragen ver­
mag. Die Grünen haben sich diesem Denken 
verschrieben. Sie sehen alles nur aus dem 
Blickwinkel der Ökologie und kommen da­
durch zu politisch naiven und gefährlichen 
Schlußfolgerungen, etwa in der Außen- und 
Sicherheitspolitik oder in der Sozialpolitik. 
In: Dtsch. Allg. Sonntagsblatt, 31. 8. 1980

Der Biochemiker Erwin Chargaff 
über die Zukunft der 
Naturwissenschaft und Formen 
des Protestes:

Seiner Ansicht nach müssen die Wissen­
schaftsproduzenten ihre Klientel selbst er­
zeugen, wenn sie nicht brotlos werden wol­
len. Das gilt, meint Chargaff, in gleicher 
Weise von den Atomphysikern, die unter 
dem Druck des Zweiten Weltkrieges die 
Atombombe herstellen mußten und dann auf 
die friedliche Nutzung der Kernkraft umsat­
telten, um Elektrizität zu erzeugen.
(SN, 20. 9. 1980)

Mensch und Umwelt

Die Gewerkschaften müssen sich durch ihre 
Einflußnahme auf die Gesellschaft bemühen, 
den technischen Fortschritt so zu steuern, 
daß er zu einem Fundament für die Heranbil­
dung sozialer Lebens- und Arbeitsformen 
wird. Es ist für die Gewerkschaften eine ihrer 
wichtigsten Aufgaben, allen sichtbaren Fort­
schritt der Freiheit und dem sozialen Wohl

des Menschen dienstbar zu machen. Deshalb 
dürfen w ir nicht zulassen, daß der technische 
Fortschritt ausschließlich nur an den wirt­
schaftlichen Erträgen gemessen wird, sondern 
w ir müssen auch durchsetzen, daß die 
menschlichen und sozialen Folgen dieser 
Entwicklung in der Lösung dieser Probleme 
den gleichen Stellenwert haben. Wenn wir 
die Absicht haben, die Lebensqualität unse­
rer Gesellschaft entscheidend zu verbessern, 
so können w ir auch in Zukunft auf wirt­
schaftliches Wachstum und Produktivitäts­
fortschritte nicht verzichten. Wenn wir also 
Wachstum bejahen so muß auch genau 
überlegt werden, welche Richtung dieses 
Wachstum einschlagen soll. Eine menschen­
würdigere Gesellschaft braucht mehr qualifi­
ziertes Wachstum. Dabei stehen besonders 
die ständig wachsenden Gemeinschaftsbe­
dürfnisse im Vordergrund, nach deren Erfül­
lung wir überhaupt erst von erhöhter Le­
bensqualität sprechen können. Qualitatives 
Wachstum ist besonders auf humane gesell­
schaftspolitische Zielsetzungen, wie die Ver­
menschlichung der Arbeit, die Qualität der 
Bildung, auf eine humane Stadtentwicklung, 
eine menschengerechtere Umwelt- und Ge­
sundheitspolitik und auf die regionale Ent­
wicklung und Planung unseres Lebensrau­
mes verstärkt Rücksicht nehmend, gerichtet. 
Es ist deshalb kein Zufall, daß der Ruf nach 
einer kritischen Bestandsaufnahme und die 
Forderung nach der Erstellung gesellschafts­
politischer Alternativen nicht leiser, sondern 
lauter wird. Diesen Forderungen kann sich 
eine moderne, zukunftsorientierte Gewerk­
schaftsbewegung nicht entziehen.

A lfred  STRÖER, ÖGB  
(In: KI -  CO Sonderheft (12/13) Elite Trust 
Reg. Vaduz (FL) )
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